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2 2 6 . Bundesgesetz: 2. Pensionsgesetz-Novelle
2 2 7 . Bundesgesetz: 2. Novelle zur Bundesforste-Dienstordnung
2 2 8 . Verordnung: Feststellung des Ausmaßes der veränderlichen Werte und einiger fester Beträge

aus dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerblichen Selbständi-
gen-Pensionsversicherungsgesetz und dem Bauern-Pensionsversicherungsgesetz
für das Kalenderjahr 1971

224. Bundesgesetz vom 1. Juli 1970, mit
dem das Einführungsgesetz zu den Verwal-

tungsverfahrensgesetzen geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

Artikel II des Einführungsgesetzes zu den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen 1950, BGBl. Nr. 172,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/
1959, 275/1964 und 143/1969, wird wie folgt ge-
ändert:

Abs. 2 lit. C Z. 28 erhält folgende Fassung:
„28. der Organe der wissenschaftlichen Hoch-

schulen, der Akademie der bildenden Künste
und der Kunsthochschulen;".

Artikel 2

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. August
1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

2 2 5 . Bundesgesetz vom 1. Juli 1970, mit
dem die Dienstpragmatik ergänzt wird

(Dienstpragmatik-Novelle 1970)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Dienstpragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, in
der Fassung der Dienstpragmatik-Novelle 1965,

BGBl. Nr. 165, und der Dienstpragmatik-Novelle
1969, BGBl. Nr. 148, wird abgeändert wie folgt:

1. Dem § 101 a Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„§ 16 Abs. 5 erster und zweiter Satz finden
sinngemäß Anwendung."

2. An die Stelle des Zweiten Hauptstückes
treten im Anschluß an den § 155 folgende Be-
stimmungen:

Besondere Bestimmungen für Beamte der Bundes-
gendarmerie

A n w e n d u n g s b e r e i c h

§ 156. Für Beamte, die bei einer Dienststelle
der Bundesgendarmerie verwendet werden (Be-
amte der Bundesgendarmerie), gelten die voran-
gehenden Bestimmungen dieses Abschnittes mit
nachstehenden Abweichungen.

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

§ 157. (1) Dienstbehörden für die Beamten
der Bundesgendarmerie sind hinsichtlich des Dis-
ziplinarrechtes der Bundesminister für Inneres
und die dem Bundesministerium für Inneres un-
mittelbar unterstellten Gendarmeriedienststellen.

(2) Zur Führung der Dienstaufsicht berufene
Vorgesetzte sind der Bundesminister für Inneres
und die Kommandanten der dem Bundesministe-
rium für Inneres unmittelbar unterstellten Gen-
darmeriedienststellen sowie alle übrigen regel-
mäßig oder im Einzelfall mit der Durchführung
von Inspizierungen betrauten Gendarmeriebe-
amten und die Kommandanten geschlossener
Einheiten vom Bezirksgendarmeriekommandan-
ten aufwärts für die ihnen unterstehenden Gen-
darmeriebeamten.
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D i s z i p l i n a r k o m m i s s i o n en

§ 158. (1) Zur Durchführung des Disziplinar-
verfahrens gegen Beamte der Bundesgendarmerie
werden folgende Disziplinarbehörden errichtet:

a) Disziplinarkommissionen erster Instanz bei
den Landesgendarmeriekommanden;

b) eine Disziplinaroberkommission für die
Bundesgendarmerie beim Bundesministe-
rium für Inneres.

(2) Die Vorsitzenden der Disziplinarkommis-
sionen bei den Landesgendarmeriekommanden
und die erforderliche Anzahl von Stellvertretern
sind vom Bundesminister für Inneres aus dem
Kreise der leitenden Gendarmeriebeamten der
betreffenden Landesgendarmeriekommanden zu
bestellen.

(3) Der Bundesminister für Inneres hat über-
dies für jede Disziplinarkommission bei einem
Landesgendarmeriekommando je zwölf Mitglie-
der aus dem Kreise der dienstführenden und der
definitiven eingeteilten Beamten des Gendarme-
riedienstes des betreffenden Landesgendarmerie-
kommandos zu bestellen.

(4) Im Falle einer Zuweisung gemäß § 100
Abs. 2 finden die Bestimmungen des § 101 Abs. 2
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Bundes-
minister für Inneres aus dem Personalstand der
Dienststellen, bei denen keine Disziplinarkom-
mission bestellt wird, je sechs weitere Mitglieder
zu bestellen hat.

(5) Für die Disziplinarkommission beim Lan-
desgendarmeriekommando für Niederösterreich
hat der Bundesminister für Inneres überdies vier
Beamte aus dem Kreise jener Beamten der Bun-
desgendarmerie, die nicht dem Dienstzweig „Gen-
darmerie" angehören, zu bestellen.

(6) Der Vorsitzende, die Stellvertreter und
zwölf Mitglieder der Disziplinaroberkommission
für die Bundesgendarmerie sind vom Bundes-
minister für Inneres aus dem Kreise der leiten-
den Gendarmeriebeamten zu bestellen. Je weitere
sechs Mitglieder sind aus dem Kreise der dienst-
führenden und eingeteilten Gendarmeriebeamten
zu bestellen.

Z u s t ä n d i g k e i t

§ 159. (1) Als Disziplinarbehörden erster In-
stanz sind zuständig:

a) die Disziplinarkommissionen bei den Lan-
desgendarmeriekommanden für alle Be-
amten der Bundesgendarmerie, die im Be-
reiche des Landesgendarmeriekommandos
oder bei einer gemäß § 100 Abs. 2 zuge-
wiesenen Dienststelle in Verwendung
stehen, mit Ausnahme der leitenden Gen-
darmeriebeamten;

b) die Disziplinaroberkommission für die
Bundesgendarmerie für alle leitenden Gen-
darmeriebeamten und alle sonstigen im
Bundesministerium für Inneres in Verwen-
dung stehenden Beamten der Bundesgen-
darmerie.

(2) Die Disziplinarkommission beim Landes-
gendarmeriekommando für Niederösterreich ist
überdies für die Disziplinarsachen jener Beamten
der Bundesgendarmerie, die nicht dem Dienst-
zweig „Gendarmerie" angehören, in erster In-
stanz zuständig.

(3) Als Disziplinarbehörden zweiter Instanz
sind zuständig:

a) die Disziplinaroberkommission für die
Bundesgendarmerie gegen Entscheidungen
der Disziplinarkommissionen bei den Lan-
desgendarmeriekommanden und

b) die Oberste Disziplinarkommission beim
Bundeskanzleramt gegen erstinstanzliche
Entscheidungen der Disziplinaroberkom-
mission für die Bundesgendarmerie. In
diesen Fällen müssen wenigstens zwei
leitende Gendarmeriebeamte dem entschei-
denden Senat der Obersten Disziplinar-
kommission angehören.

D i s z i p l i n a r s e n a t e

§ 160. (1) Die Disziplinarkommissionen bei
den Landesgendarmeriekommanden haben ge-
mäß § 104 Abs. 4 je zwei Senate zu bilden.

(2) Der erste Senat der Disziplinarkommission
beim Landesgendarmeriekommando besteht aus
dem Vorsitzenden der Disziplinarkommission
und vier Mitgliedern aus dem Kreise der dienst-
führenden Gendarmeriebeamten für Disziplinar-
angelegenheiten dieser Beamten, der zweite
Senat aus dem rangältesten Stellvertreter des
Vorsitzenden der Disziplinarkommission und
vier Mitgliedern aus dem Kreise der eingeteilten
Gendarmeriebeamten für die Disziplinarange-
legenheiten dieser Beamten. Im Vorsitz in den
Senaten können der Vorsitzende der Disziplinar-
kommission und die Stellvertreter einander ver-
treten.

(3) Im Falle einer Zuweisung gemäß § 100
Abs. 2 und im Falle des § 159 Abs. 2 sind die
erforderlichen weiteren Senate zu bilden.

(4) Wenn die Disziplinaroberkommission für
die Bundesgendarmerie über eine Disziplinar-
sache eines dienstführenden oder eingeteilten
Gendarmeriebeamten zu entscheiden hat, müssen
dem Senat zwei Mitglieder der Verwendungs-
gruppe des beschuldigten Beamten angehören.

D i s z i p l i n a r a n w ä l t e

§ 161. Zu Disziplinaranwälten und deren
Stellvertretern sind leitende Gendarmerie-
beamte zu bestellen.
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U n t e r s u c h u n g s k o m m i s s ä r e

§ 162. Zu Untersuchungskommissären bei den
im § 159 Abs. 1 genannten Disziplinarkommis-
sionen sind geeignete Gendarmeriebeamte zu be-
stellen.

Artikel II

A u f h e b u n g v o n V o r s c h r i f t e n

Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
treten außer Kraft:

1. Das Gesetz vom 6. Februar 1919, StGBl.
Nr. 92, betreffend die Handhabung der diszi-
plinären Strafgewalt bei der Gendarmerie des
deutschösterreichischen Staates;

2. die Vollzugsanweisung des Staatsamtes des
Innern vom 2. März 1919, StGBl. Nr. 161, be-
treffend die Erlassung einer Disziplinarvorschrift
für die Gendarmerie des deutschösterreichischen
Staates;

3. das Gendarmeriedienstgesetz 1957, BGBl.
Nr. 255.

Artikel III

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n
(1) Die Mitglieder der Disziplinarkommissio-

nen nach § 158 sind erstmals innerhalb eines
Monates nach dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes zu bestellen. Ihre Funktionsdauer endet
mit 31. Dezember 1972. Die Senate sind inner-
halb von zwei Monaten nach dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes zu bilden.

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes bestellten Disziplinarkommissionen
haben ihre Tätigkeit mit Ablauf von zwei Mo-
naten nach dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes einzustellen, falls jedoch bereits eine
mündliche Verhandlung stattgefunden hat, bis
zum Abschluß des Verfahrens fortzusetzen.

Artikel IV

V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich des Art. I Z. 1 die Bundesregierung,
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bun-
desminister für Inneres betraut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

2 2 6 . Bundesgesetz vom 1. Juli 1970, mit
dem das Pensionsgesetz 1965 neuerlich abge-

ändert wird (2. Pensionsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 21. Mai
1969, BGBl. Nr. 200, wird abgeändert wie folgt:

Artikel I

1. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Witwenversorgungsgenuß beträgt
55 v. H. des Ruhegenusses, der der ruhegenuß-
fähigen Gesamtdienstzeit des Beamten und der
von ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus
dem Dienststand erreichten besoldungsrecht-
lichen Stellung entspricht, mindestens aber
38'5 v. H. der Ruhegenußbemessungsgrundlage
nach § 4 Abs. 2. Die Bestimmungen des § 5
Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß."

2. Der erste Satz des § 19 Abs. 5 hat zu lauten:

„Der Versorgungsgenuß der Witwe und der
Versorgungsgenuß der früheren Ehefrau dürfen
zusammen 110 v. H. des Ruhegenusses nicht
übersteigen, auf den der. verstorbene Beamte
Anspruch gehabt hätte."

3. § 22 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Versorgungsgenußzulage beträgt für
die Witwe 55 v. H., für eine Halbwaise 10 v. H.
und für eine Vollwaise 25 v. H. der nach den
Vorschriften des § 12 in Betracht kommenden
Ruhegenußzulage."

4. § 60 Abs. 1 Ziffer 3 hat zu lauten:

„3. Für die Anwendung der Bestimmungen des
§ 5 Abs. 2 und 3 gilt Ziffer 2 sinngemäß."

5. Dem § 60 Abs. 1 ist folgende Ziffer 7 anzu-
fügen:

„7. Ruhegenußvordienstzeiten werden nur auf
Antrag und nur insoweit angerechnet, als
dies zum Erreichen des Anspruches auf den
vollen Ruhegenuß (§ 4 Abs. 2 und § 7) er-
forderlich ist. Die Anrechnung wird, wenn
der Antrag bis zum 31. Dezember 1970 ge-
stellt wird, mit dem sich aus Ziffer 2 ergeben-
den Tag, ansonsten mit dem der Antragstel-
lung folgenden Monatsersten, frühestens je-
doch mit dem sich aus Ziffer 2 ergebenden
Tag wirksam. Von der Anrechnung sind un-
beschadet der Bestimmungen des § 54 fol-
gende Ruhegenußvordienstzeiten ausgeschlos-
sen:
a) Zeiten, die als Versicherungszeiten bei der

Ermittlung einer wiederkehrenden Lei-
stung aus der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung berücksichtigt worden sind,

b) die nach § 55 Abs. 1 bedingt anrechen-
baren Zeiten, wenn keine der Bedingun-
gen erfüllt ist.

Für die Leistung des besonderen Pensionsbei-
trages gelten die Bestimmungen des § 56 sinn-
gemäß mit der Maßgabe, daß der Hundert-
satz fünf beträgt und daß die Bemessungs-
grundlage das Anfangsgehalt (einschließlich
einer allfälligen Teuerungszulage) bildet, das



1218 57. Stück — Ausgegeben am 28. Juli 1970 — Nr. 227

im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der An-
rechnung der Besoldungs- und Verwendungs-
gruppe entspricht, nach der sich der ruhe-
genußfähige Monatsbezug richtet. Ist im
ruhegenußfähigen Monatsbezug eine Zulage
enthalten, so ist die Bemessungsgrundlage um
das Ausmaß der entsprechenden niedrigsten
Zulage (einschließlich einer allfälligen Teue-
rungszulage) zu erhöhen. Erfolgt die Anrech-
nung auf Antrag von Hinterbliebenen, so ver-
mindert sich der besondere Pensionsbeitrag
für den einzelnen Hinterbliebenen um das
Ausmaß, das sich im Monat des Wirksam-
werdens der Anrechnung aus dem Verhältnis
zwischen dem Ruhegenuß und dem Versor-
gungsgenuß des Hinterbliebenen ergibt."

Artikel II

1. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

,.(1) Der Witwenversorgungsgenuß beträgt
60 v. H. des Ruhegenusses, der der ruhegenuß-
fähigen Gesamtdienstzeit des Beamten und der
von ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus
dem Dienststand erreichten besoldungsrechtlichen
Stellung entspricht, mindestens aber 42 v. H. der
Ruhegenußbemessungsgrundlage nach § 4 Abs. 2.
Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 und 3 gel-
ten sinngemäß."

2. § 18 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Waisenversorgungsgenuß beträgt

a) für jede Halbwaise 12 v. H. des Ruhe-
genusses, der der ruhegenußfähigen Ge-
samtdienstzeit des Beamten und der von
ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus
dem Dienststand erreichten besoldungs-
rechtlichen Stellung entspricht, mindestens
aber 8"4 v. H. der Ruhegenußbemessungs-
grundlage nach § 4 Abs. 2,

b) für jede Vollwaise 30 v. H. des Ruhe-
genusses, der der ruhegenußfähigen Ge-
samtdienstzeit des Beamten und der von
ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus
dem Dienststand erreichten besoldungs-
rechtlichen Stellung entspricht, mindestens
aber 21 v. H. der Ruhegenußbemessungs-
grundlage nach § 4 Abs. 2.

Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 und 3 und des
§ 15 Abs. 2 gelten sinngemäß."

3. Der erste Satz des § 19 Abs. 5 hat zu lauten:

„Der Versorgungsgenuß der Witwe und der Ver-
sorgungsgenuß der früheren Ehefrau dürfen zu-
sammen 120 v. H. des Ruhegenusses nicht über-
steigen, auf den der verstorbene Beamte An-
spruch gehabt hätte."

4. § 22 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Versorgungsgenußzulage beträgt für
die Witwe 60 v. H., für eine Halbwaise 12 v. H.
und für eine Vollwaise 30 v. H. der nach den
Vorschriften des § 12 in Betracht kommenden
Ruhegenußzulage."

Artikel III

(1) Es treten in Kraft:

1. Art. I Z. 4 am 1. Jänner 1966,

2. Art. II am 1. Juli 1971,

3. alle übrigen Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes am 1. Juli 1970.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten je-
doch, die nur ein Bundesministerium betreffen,
der zuständige Bundesminister betraut.

Jonas
Kreisky Rösch Broda

Firnberg Androsch Weihs Staribacher
Moser Kirchschläger

2 2 7 . Bundesgesetz vom 1. Juli 1970, mit
dem die Bundesforste-Dienstordnung ge-
ändert wird (2. Novelle zur Bundesforste-

Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 466/1969 und der Kundmachung
BGBl. Nr. 121/1970 wird wie folgt geändert:

§ 25 Abs. 6 lautet:

„(6) Der Zuschlag beträgt für jeden vollen
Punkt

a) für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3
S 18'30 und

b) für Bedienstete der Verwendungsstufe C 2
oder C 3 S 44."

Artikel II

Auf die im Art. I angeführten Beträge sind die
Bestimmungen des § 75 der Bundesforste-Dienst-
ordnung anzuwenden.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit
1. Jänner 1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist, der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
betraut.

Jonas
Kreisky Weihs
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228. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 10. Juli 1970 über
die Feststellung des Ausmaßes der veränder-
lichen Werte und einiger fester Beträge aus
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz,
dem Gewerblichen Selbständigen-Pensions-
versicherungsgesetz und dem Bauern-Pen-
sionsversicherungsgesetz für das Kalender-

jahr 1971

Auf Grund der §§ 108 d und 108 i des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, und der §§ 32 a, 32 d und 32 f
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 292/1957, beide Ge-
setze in der Fassung des Pensionsanpassungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 96/1965, sowie der §§ 24 und 26
des Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 28/1970, wird verordnet:

Artikel I

Für das Kalenderjahr 1971 werden festgestellt:

1. der Meßbetrag nach § 108 b Abs. 2 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit
S 266'06;

2. die Höchstbeitragsgrundlage nach § 108 b
Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes mit S 270'— kalendertäglich;

3. die Aufwertungsfaktoren nach § 108 c des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes

Artikel II

Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1971 an
die Stelle im Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetz genannter fester Beträge treten, werden
unter Zugrundelegung der in der Verordnung
vom 3. Juli 1969, BGBl. Nr. 247, bzw. im Art. I
Z. 10 lit. b der 24. Novelle zum Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 446/1969,
angeführten Beträge wie folgt festgestellt:

1. im § 76 b Abs. 1 Z. 2 und 3 statt 34 S mit
36 S,

2. im § 77 Abs. 4 Z. 1 statt 16.080 S mit
17.222 S,

3. im § 77 Abs. 4 Z. 2 statt 26.569 S mit
28.455 S,

4. im § 94 Abs. 1 statt 2162 S mit 2300 S,
5. im § 94 Abs. 1 statt 3844 S mit 4090 S,
6. im § 94 Abs. 3 statt 601 S mit 639 S,
7. im § 105 a Abs. 2 statt 606 S mit 649 S,
8. im § 105 a Abs. 2 statt 1212 S mit 1298 S,
9. im § 122 Abs. 2 Z. 2 statt 988 S mit 1051 S,

10. im § 152 Abs. 1 statt 988 S mit 1051 S,
11. im § 181 Abs. 1 statt 16.080 S mit 17.222 S,
12. im § 253 Abs. 1 statt 1251 S mit 1331 S,
13. im § 262 Abs. 2 statt 80 S mit 86 S,
14. im § 276 Abs. 1 statt 1251 S mit 1331 S,
15. im § 292 Abs. 2 lit. h statt 416 S mit 443 S,
16. im § 292 Abs. 3 statt 1333 S mit 1428 S,
17. im § 292 Abs. 3 statt 499 S mit 534 S,
18. im § 292 Abs. 3 statt 749 S mit 802 S,
19. im § 292 Abs. 3 statt 885 S mit 948 S,
20. im § 292 Abs. 3 statt 518 S mit 555 S,
21. im § 292 Abs. 3 statt 144 S mit 154 S,
22. im § 522 k Abs. 2 statt 417'20 S mit 447 S.

Artikel III

Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes mit Verordnung vom 10. Juli
1970, BGBl. Nr. 211, für das Kalenderjahr 1971
mit 1,071 festgesetzte Anpassungsfaktor ist in
diesem Ausmaß für das Kalenderjahr 1971 auch
im Bereich des Gewerblichen Selbständigen-Pen-
sionsversicherungsgesetzes verbindlich.

Artikel IV

Für das Kalenderjahr 1971 werden festgestellt:

1. die Höchstbeitragsgrundlage nach § 32 b
Abs. 3 des Gewerblichen Selbständigen-Pensions-
versicherungsgesetzes mit 8100 S;
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2. die Aufwertungsfaktoren nach § 32 c des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes

Artikel V

Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1971 an
die Stelle im Gewerblichen Selbständigen-Pen-
sionsversicherungsgesetz genannter fester Beträge
treten, werden unter Zugrundelegung der in der
Verordnung vom 3. Juli 1969, BGBl. Nr. 247,
in der Fassung der Verordnung vom 24. Feber
1970, BGBl. Nr. 95, bzw. im Art. I Z. 30 lit. c
der 18. Novelle zum Gewerblichen Selbständi-
gen-Pensionsversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 447/
1969, angeführten Beträge wie folgt festgestellt:

1. im § 17 Abs. 4 statt 1001 S mit 1065 S,
2. im § 42 Abs. 1 statt 2162 S mit 2300 S,
3. im § 42 Abs. 1 statt 3844 S mit 4090 S,
4. im § 42 Abs. 3 statt 601 S mit 639 S,
5. im § 54 a Abs. 2 statt 606 S mit 649 S,
6. im § 54 a Abs. 2 statt 1212 S mit 1298 S,
7. im § 83 Abs. 2 statt 80 S mit 86 S,
8. im § 89 Abs. 2 lit. i statt 416 S mit 443 S,
9. im § 89 Abs. 3 statt 1333 S mit 1428 S,

10. im § 89 Abs. 3 statt 499 S mit 534 S,
11. im § 89 Abs. 3 statt 749 S mit 802 S,
12. im § 89 Abs. 3 statt 885 S mit 948 S,
13. im § 89 Abs. 3 statt 518 S mit 555 S,
14. im § 89 Abs. 3 statt 144 S mit 154 S.

Artikel VI

Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes mit Verordnung vom 10. Juli 1970,
BGBl. Nr. 211, für das Kalenderjahr 1971 mit
1,071 festgesetzte Anpassungsfaktor ist in diesem
Ausmaß für das Kalenderjahr 1971 auch im Be-
reich des Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes
verbindlich.

Artikel VII

Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1971 an
die Stelle im Bauern-Pensionsversicherungsgesetz
genannter fester Beträge treten, werden wie folgt
festgestellt:

1. Im § 12 Abs. 4

2. im § 34 Abs. 1 statt 2162 S mit 2300 S,

3. im § 34 Abs. 1 statt 3844 S mit 4090 S,

4. im § 34 Abs. 3 statt 601 S mit 639 S,

5. im § 48 Abs. 2 statt 606 S mit 649 S,

6. im § 48 Abs. 2 statt 1212 S mit 1298 S,
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7. im § 62 Abs. 1 lit. a

8. im § 62 Abs. 1 lit. b

9. im § 79 Abs. 2 statt 80 S mit 86 S,
10. im § 85 Abs. 2 lit. i statt 416 S mit 443 S,
11. im § 85 Abs. 4 statt 1333 S mit 1428 S,
12. im § 85 Abs. 4 statt 499 S mit 534 S,
13. im § 85 Abs. 4 statt 749 S mit 802 S,
14. im § 85 Abs. 4 statt 885 S mit 948 S,
15. im § 85 Abs. 4 statt 518 S mit 555 S,
16. im § 85 Abs. 4 statt 144 S mit 154 S,
17. im § 151 Abs. 4 Z. 2 lit. a statt 528 S mit

565 S,
18. im § 151 Abs. 4 Z. 3 statt 80 S mit 86 S.

Artikel VIII

Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1971 an
die Stelle im Bauern-Pensionsversicherungsgesetz
bezogener fester Beträge treten, werden wie folgt
festgestellt:

1. im § 151 Abs. 7 statt 356 S mit 381 S,
2. im § 151 Abs. 7 statt 328 S mit 351 S,
3. im § 151 Abs. 7 statt 300 S mit 321 S,
4. im § 151 Abs. 7 statt 272 S mit 291 S,
5. im § 151 Abs. 7 statt 244 S mit 261 S.

Häuser
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